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45 Herr

5)

.6)

äJs Verwalterirr'

Herr

hat der 'I 5. Zivilsenpt  des Oberfanaes7erichts  Hamm am 03.06.20Q8 auf die sofortige
wei[ere  Beschwerde  de'ä-Bätö  ligten  ,=u j-) üom'  07.11  -2007'gegen  den  Bfö,Ö.phluss der
9. Ziviikammer  des  Landgerichts  Essen  vom  ":.4.0?2007  durch  aen Vorsitzendep

Richter  am Öberia'ndesgeiicht  Budde,.  den  Richter  am  Oberlandepge;i«ht  Enge1h5ar4t

und  den  Üichter  Öm Lar'idgericht  Hackert  -:

,b e s c h-i o s s e n ':

Unter  Zurückwqisun@  des weitergehendpn  Rechtsri'iitteis, werden der
' angefoqhtenö  Beschluss  teilwöise  aüfgehoben  u.ndd@r Be6Ch1uSS deS

Arritsgerichts  vom 23.02.2ö7  t.eilweise abgeändert  ur3d vVie fq3gt neu
gefasst:

Dqr'Beschluss  zu föP  5 der  EigentÖmerversammlung:Vom  3'1.08.2000

(.!Öonderumiage)  mird  für  ungüitig'Örklärt.
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Die BeschIussar'ifechtung  des Beteiligten  zu 1 ) zu TOP 4 der Eigentü-

merversammiung  vom 31.08.2000  wird ,'urückgewiesen.

Der E3'öte31igte' zu I ) wird verpfliOhte't, an die Beteiligte zu 5) ,=u Händen
de,r Verwalterin  948, 92 q nebst  2!nsen  in Höhe  5 Prozentpunßten  über

dem BasisEinssatz  hieraus  füt  dem  0'1.02.2001  zu,zahlen.

DerAnträg  där Bnteifigfön zu, 5),'den Böteiligten zü 1) iurZahlung  öi-;

'nes Weiteren Betrag@ä von 9'70'1, 76 € n'ebst'4§ia'uf entfa)Ien:der,Zinsen:

zu.öerpfliÖfüön, mird z0ic3gewieseri>'

'im Ü5rigen, a1s,o hinsichtli:h  Öes pesch)ussanfechtungsantrages  des

Beteil.igten.zü I )betreiffena 6i'e TÖP 2 und 3'öer  Eigenfümerve7saröm-

tung vom  3j.08.20Ö0,.wird  die  Sache  iür  erneuten  Behandl'ungi.ind

Entscf'iei4ung auch über  die 'Gerichtskosten  und die Anordnupg  ae.r Er-

stattung  außergerichtiich'erKostenades  Verfa'tirens  dersofortigen  weite-

ren BeäctfüVerdö 6n' aas L:andgöÖ6ht juQckve'iwiesen."

Der Geäöhäffsiert  wfid'  für  d;äs F-eöt'itsb'e3chwerdeverfahi'en-auf  72.'10C>
€ festgeset't

G r üon 'd e,:

,'Dör Beiteilijte zu I )war bis etwa'Ende 2001 p3ge'ö,tü'mer eije.r WOhnunÖ !n d!E3r !m
Beträff näher bezeichr';etän Wohnungäei6entu'msanf@ge. Sein MiieigeÖttjmsantÖil

bätrq@ 37,95/ I.OOO [)er BöÖeijigte Z!J 7) erWarb diÖs.eWofinung, übertiaug sie jedoph
sp5tör auf eineji näuen  E.ipentümer.
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Begründet  wurde  das Wohnungseigentum  von dem Bete'iligten  zu 2), in dessen Son-

dereigenfüm  2000  noch  24  der  27  Wohnungen  standen.  Die  übrigen  3 Wohneinhei-

ten gehörten  zu diesem  Zeitpunkt  neben  dem  Beteiligten  zu 'l ) den BeteiJigten zu 3)

und 4). Die in der Teilungserklärung  vöm 27.12.1991  (Notar  Dr. Schuck  in München
, ' - UkNr. 1079/1991)enthaltene  GemeinschaffÖordnung  sah.unter.Punkt  IO -  Eigen-

' . tümerversammlung  u.a.  folgende,Regelungen  vor:

c) Für die 0rdnungsm4ßigkeit  der E3nberufung  genügt die Absindung  an die A;-
schriff,  die dem Ve.ryalter  von dem W:oipnungseigentümer  zuletzt  mitgeteilt wordön  '  '
ist.

.-d)  Die Wotinungseigentümerversafömfung  ist beschlusöfähig,  we:nn mehr  als die "  (-,,

 - Hä)ffe  der Miteigentumsanteile  vert,re €en,i'+t.  ...-

:  i) )n Ergänzung'zu 5' 2s \Äbe  wii-d beitimmt, dass Zur Gültigkei! eifüs  Beschlussös' ,
aer Wohnungsö!gentümervers'ammlui'ig"auß@r den dort  genanr7tpn'  Bes:tifömcingen . '
di'e Protokoll!erung  dep.Beschlusses  erfo}der)ich  ist. Das  "Protoko.)i ist vom Verwa1ter"  '

' zu erstellen  und von. dem VersammlungsQorsitzenden  '>owiö  ',iei  Wohnt.rrigseigeft-:.  .

. tümern pder  Verwaltuügsbaei7äien zu unter,eichnen..  , "  ,'  ' : " '. .

- ' fö dör  Eigentümerversämmfung  vöm  15.'Ö9..1999.besch(osseri  diä  Eigentümer  die. -' a - 
 - B-estellung  der  Beteiligten  zu  6) 'ztjr  Verwalterin  beginnend  föit dem-01.0'1.2000  sowiö "  " ',

',"-dieGesamt-,und E'ipzeIwirtsc.tiaffs:pIänel'999, aufgrund'desJsenderBeteiIigte-zu'i) .' @'-  mpn'atiicheVoraus:zaÖIungen  üfür'182,',.'99  DM zu erbringeri  hatte-

" JDeram04.'I1.1999abgeschlossene\%vvaIterrertragsahein'e"L:aufzeit,'vom - 'l "'
01.C)).20C)'0 ,  3112.'2004  v@r.

MitSchreibenvoml!j.'0'8..2000'-abgesa5dtamselbenTag-.luddieBeteiligtezp'6-)  o
. die Miteigentümer  zu einer  Eigentümerversammlur)g  am 31.08.2000  unter Angäb@ '  ,

.der Tagesordnungsp-unkte  ein: Ah dieser  E:igentümetversammIung  nahmen  Her? "
, nl':VertreterdesMiteigentümer§somieeinVertreterder.

'-BeteiJigten zu.6) -  Hprr$-'  a!s VersammIungsIeiter'somie zug3eich als Ver-'
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treter  der  BeteiJigten  zu 3) und 4) äufgrund  einer  erteilten  Vollmacht  tei). Der  Betei-
tigte  zu 1 ) nahm  'nicht  teil.  '

)n-dieser  Eigentümerversammlung  fassten  die Eigentümer'einstimmig  folgende  Be-
schlüsse:

TOP  2:

Die  G4samf  -  und  E'inze!abrächnungen  füföen  Zeitraufö  vom  01.fü.'1999  - '
3'1.12.1999 wer:äen  ge0ehrriigt  und.si'ridden  TeiIöligentüri"iern  mit  der  Einladunj  ZLlr
Eigentümer9eiöämföIung  zugesandt  wordön.

TOP  3:

Öer WEG  Värwqiterin'wird  fü'r den  Zeitraum  fü,01.i999  -  '31'.12.1  Ö99 die Entlastunj
effeilt.

Die'vörgeIeg.ten-Ge'samt  -  u.nd Ein.zeJyvirtschaftspJänafürdai'Wirtsctiaff6jahr

200072'0<j1 vGffi:deri'gene't'ifö;igt. Der besch)oHspöÖ Wirtschaffspiqn wirJd t"!s zur Be- ' .
sChi(iss'fass'uÖg.ü6er einen  füue6  \/giHsföäftsp!an  unbef?isfet riacö. a . ."  

TOP  ,5:

i Zur+Sai'iierunga!Ie:rDächer.derLiegen4chaftwird'eine36nderumlageinHöhevo'p
.- ' DM,500.000besfö'Iossfö."Die-Sonde'ri.i'mJagewirazufö'.:30J:-2000fälIiguridwird':m

Verhäitnis  der  Mfeigentumsanteile  auf  die  Tei(äigentümer  ufögeiq.gt.   . .

,DasProtokoiIunterschriebenH,err ' . snwie'derVertreterderBetei1:gtenzu

6) äis;-Ve'rsarnrnIunjsleitör.  "  "

,  0e?B;tei)i0tezu4.)hfütdieun#erjOF:2)  =5)gÖfa.ssten'EE'igeptüföerbesfölussbereits

-für formell unwiiksam.  So sei er r'iichf o'rdn4n'gsgemäß  geladen worden,  die Beteiiigte.
zu 6) seinichtVerwalterip  derWohrfüögseigentumsapiägefüjewösenund  das'PrÖto-

,- k,olisäiauchriichtvo@zwei'Ei'jenjüffir'n.äowie=demVersämföIcings)eiteiunter-'

' schrieben.woraön:N'äch§"föi)'derTeiIungserkläru.ngöe'i'die'öjedochWir:ksamköitö=

voraussetzunp,a.Es,.s:ei ausaThcklich net'än der.Unte?schriftdes  Versammlungs1eit'ers
:die  Unterschriff  zwpier  Miteigöntümer  ärwäh'nt.  Aaber auc-h in der  Sache  sei  zumindest
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der  unter  TOP  5 gefasste  Beschluss  zu beanstanden.  Der Betrag  der  Sonderumlage

sei  überhöht,  da dies für eine Dacherneuerung  aber  nicht  eine Dachsanierung  erfor-

derlich  sei. Auch  könne  der  Mehrheitseigentümer,  der  Beteiligte  zu 2), die Summe

nicht  aufbringen,  da seine  Wohnung  zwangsverwaltet  werde.

Ursprüng)ich  hat der  Be €ei)igte  zu I ) beantragt,  fest,7usteIJen,  dass  die  in der  Eigen-
tümervärsammlung  vom 3'1.08:i2000  unter  TOP  2, 3, 4 und 5 gefassten  BäschlÜsse

unyirksam  äeien,'hilfswe'ise  diese  Beschlüsse  für  uri@ültig zu erklären,  sowie/den iti.
dei  EigentümerversammIung  vom  15:091999  g<,Fassten Beschluss  zu7,Böst<,11ung

der  f3:etei1igten zu 6) zur  VerWaltörit'i  für  ungüItig  zu eckiären  und festzuptellön,  4ass
die Eläteiligte  zu  6) nicht  zur  Vermalterin  bestellt  wurde.

Die  Beteiiigten  zu 2) -  4) habeö  im Gegenzug  beantragt,  an sie,20.830-,-92.DM  (=

i0e5Ö,  68 € ) nebst  Zinsen  in. Höfü  von 5 Prozöntpunkten  üt»er dem  Basiszinsöatz-ab

01.02-200.1  sowie  4 00' DM (=  5i,  4 3 €) 'vorgeriphtlicher  Ma'hrikosten  zu  zahlen.

Dieser  Betrag  Öetzt sicti  zusarp'men  aus:

1.  äusstehenden  Wohngeldfordefüngen  abzü61ich pefeisteter  Zah§ungen puf der
.Grundlage  des am '15.09.1.99g beschlossenen  Wirtschaftsplans  1999  über,

'1-463, 92 DM =  746, 49 €

2. a4qstehenden  Wotfögeldfordärungän  abzü@liöl) ge1eistet4r Zat40ung auf der
Grund!age  des am 31;D8.2000  bäschlossenen  Wirt'schaftspIäns.-2000/01  übär

3. . a 2ah1ungen  auf  der  Grundlage  der  afö.3i'.08.2000  besch1ossenen  Sonder:um-
lage  (TOP  5) über  18.975  pM  =  970'1, 76 €

Das Amtäjeri6ht 5at zunächst  durch eföen von ihm'aJs Zwisctienentscheidun'g  be-'
-zeichneten  Beschluss vom 1'7.04.2003 aäö auf UngüItigärk14rung des 'Besch1usses
über  aie Qemalterbestellung  der  E3,etei1igten zu'6)  in der  Eigentümerver';ammlung

vöm 1.5.09.1999 gerichteten Antr3g zur.ückgewiesen. Die hiergegen gerictitete  sofor-
tig@ Beschwerde  ist ebe,nso efolglös  'ge51iet'e'ri wie d!e 'gegen die fündger'ichtliche
Entscheidung  gerichtete  sofortige  yeitere  Beschwerde.



Mit Beschfüss  Qom 23.022Q07  hat das  'Amtsgericht  die weiteren  Anträge  deS Be!e!l
ligten  zu 4 )zurückgewiesen  und ihn zur  Zaj-ilung  der  geltend,  gemachten  10.650,  68.
€ nebst  darauf  äritfallender  Nebönforderungen  verpf(ictqtet.

/"(uf die a4agegen  rechtzei7ig prhobene Besctfüverae des. Beteiligten zu 'l ).haf daS
'Laridgericht  föit Beschlüss  vom 24'.07-2007.  den Besch'lüss  -des.Amtsgeriöhts at)ge-
ändert  und  <!ie'in  der  Eigeötümerversammlung  vom 31.08.2000  gefä=ten  Be-
sch!tß'se"für ijrigQlti@-e'rkJärt'und den Zaö)ungsantrag zurückgewiesen, yas diei Be-
schwerdäkammör  mit BeiichtigungsböictrIuss vom 14.12.g007 k1ar5este11t hat.

Geg,en  diesJe'En'fsöhöidÜr'ig  rict3tet sich-diä  sofortige weitm'ö BöschwÖrae ;er  Betei-
(  ' (igtenzu2)-'-6),aiesiemit'4nwaItsschriftsatzvom'-07.13.2007reöhffieiti7erhopen

- ' haberf.-Darübfütiiriüus:habensiemitAnwa1tssöhriffsatzvpm28.01'.200äsofortige

'E16:scttwqrde.gögfö den fE!eri'etitigungssfö!u'ss'vom.14.12.2007'ört)otyen., mit'daer'sie'
a.'ge)tend rnaöfün, daös  auch  die Zurückweisung  d'es',ZöhIungsantra5es  z4'UnTeCht
erfqJgt  sei.

'Der Sänat  legt  d'iä Re'chtgmitteferkiärung  vom  2ä.'01.'2008  unter  Börück'öi6'füigung
dessen.  E3egründüng  d'ahin aus, aass daföit  die B.etöiligten  z'u 2) -  6) rir<,ht neberi  der
sofortigen  Beschwerde'in  der  Hauptsache  auöh  gegen  denBä'richtigungsbeschJuss

- eine  iso!ierte sofo'rtige  Bötchwerde  erheben,  sona"ern lediglich  k}ars'te1ten wollteni
. dasq  (Ziel där  sofortigpn.mfüteren Böschweföe.neten  der  Aüfheburig'dör  die fö der .

EtgenfümerVql'öSa,mmlung  VOm 31.08.2000  uüter:TOP  2, 3, 44Jn(j-5  Oefasst'en Be-
sch1ijs8e für ungü7ti@ örkiÄrenden jandgerictitlichen Entscheidungauch 'aiö ZuröCk-
weisung  däs  jahlun'gsaHtr-ag'es ist.'Eine'siolchö  Auslegüng  Örgibt eich'aus derBe-
gründu'ng  der BescFiwefdÖsetiriff. DiÖ Be6rünQun-g befieht sict"i aussöhlie.ßlich Öuf die -
in de'r Sache"erfolgte  Zurüökweisung  des  ZahJunjsäntrages.  Die sofortige  Be-
s.chwerde  wird  rein  vorsorgiich  eföobeö,  fa1)s däs  Rechtsmittel  vom  07.1  1.'2007 n!Cfü
in diesefö  Sinne  von dem  Öenat  verstanden  wird.
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Die sofortige  weitere  Beschwerde  der  Beteiligten  zu 2) -6) ist nact'i §§ 62 Abs.  1

WEG  n.F,  45 Abs.  1, 43 Abs. 'l WEG  a.F.,  27, 29 FGG statthaft  sowie  form  -  und

fristgerecht  eingelegt.  Die Beschwerdebefugnis  der  Beteiligten  zu 2) -  6) fo§gt bereits

daraus,  -das-s das, Landgericht  die amtsgerichtfiche  'Entscheidung  zu ihren  Lasten  ab:

geändert  ha't.

.Beteiligt  an dem  Rechtsbeschwerdevprfahren  hat der  Se.nat im Wege  der  Rubrums-

.- . .'tjerichtigung auch  aie.nach § 10 Abs.  6'Satz  1 WEG  teiIrechtsrechtsfähige  gigeotü-
'  mergemeinschafi.  Die BeschwerdekaBmer  ist zwar  entsprechend  der  bis zur  Ent-

" ,' a "  scheidupg  des Bundesgerichtshofs  vom  02.06.200g - V ZB '+2X05  a- (in NJW,2005,  a

"- 206'))üblichenRechtspraxisdpvonai.isgegangen,,dassVerfahrensbeteiiiqtäunaln-

: " haber  de;  rr;it deri'iGegenaritrag  verfofgten  Wohri'gäfdforde,rung  die einzeinen.WOh-  ' o (

. nungseigäntüme;rmitAusnahme'desAntragsgegnerssind.DerBundesgerichtshofist.  -
"' . ' in'dqm.zitieffen  E3;esch1(.iss jedoch  zu dez  Ergebnis  gelangt,.dass,die  Gemeinschaff  '

" der'Wohnungseigentümerrechtsfähigis[,soöeitsiebei.deiVermalfüngdesgerriein-'

söhaftljchgn  Eijentüms  am Rechtsverkehr  te,ilnimmt;  Dre Konsequenz  dieser  Teil-   , '

- rechtsf4higkeit, die n4nmehr  ausdrückJi5h in § I 0 Abs. 6 Saffi.l WEG geregelt iS!, iÖ['
- - . die Partei- und Be!eiiigter3fähi@keit  aer \XVohnungseigentümergemeirischaft hinsicl"it- - '

a - lich der  das.Verwa(tungsyörmQgen  betreffönden  Forderungen  und Verbind1ichke4tpn.  ' .

.Da 0ier'Gegenstarid  des Verfahrens',  soweit mit dem  Gegeriantrag Zahlungsfösprü-  '
che verfolgat wer'den, urizweifeföaft eine der Eigentümergezeinschaft  als Verbpnd

, . l" eigerier.Art  zustehendÖ Forderung  ist, hat  der  äqnät.die  Bete,iIigtenbezeichnung,  " "  '

, - .öh'ne aie !dentität.dör pejeiligten.zii'än;dörn, perichtigt. Die-s iöföuch  in der  Rechtsb.e-  (  ",

" , .' - s6hwerde?rtstanz  m6gii<,h (Vg1'OL6  M'üncSen ZMF. 2005,,72'a: iOLG ['Qsseldorf  Wuq
, . .' 2008, 53). Im Verfahr:en des Wohn4ngseigentumsreqhts  weföeö nicht so strenge "  '

. Änforde;ungen  an.'die'  Parteib-ezeichnung  wie  im ZPO  - Erkenfü.nis=rfahren  gesteillt.  . '
.-. A,nhaltspunkte  dafür,  dass  ausdrücklich  di'e bei"iannten'  Wo.hnungseigentümer  einen

'. 'ihnen nicht'zustehenden  Anspzch  geltend  machen  wo!lten,  sind nicht  ersichtlich.

VVegen des weitejhin verfahrensgegenständ)ichen  Anfechtungsa',ntrages bleiben 0m,, " .
, Üt,rigenauchdieWohnungseigentürnerVerfatirensbeteiligte.AI)erdingshätder'Se-

. a r'iat die Beze'ichnung des Bete,iligten zu '3). t>erichtigt, da nicht die a "  "
', a "GmbH ffiondern Heii ' , I»«:rsö'nlich  Mitglied derWohnungeeigentÜmerge-  a
' meinschaft  war.' Die  "  ' Gmb? vertrat  ihn Iedig!ich.
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Da das Landgericht  den Beteiligten  zu 7) forme)l  betei)igt  hat, hat dies auch der  Se-
nat getan.  Eine  ssofche Beteiiigung  -war  jedoct"i  materiell  nicht  erforderlich.  Eine Ver-
äußerung  der  Eigentumswohnung  mährenQ des laufenden  Verfahren  t4at grundsätz-
lich auf die rormölle Betei)ig!enstellung  keinen  EEinfluss, § 265 Abs- 2 'Satz I -ZPO
entspreghend  '(BCiH NJW 2001, 3339;  Weitnauer  -  Mansel,  WE;G, 9. Aufl., § 43 F.dnr
39; Münöh/Komm  -z Engelhardt,  BGB, 4.Auf].,  § 43 Rdnr'.18; Bä?ffiann  -  Mer'le,

'WEG, 9. Aufl:i  § 43 Rdnr  '1 I 7). Där  Rechtsnächfolge'r  ist:leaijlich  gömäß  § 265 Abö.
2 Satz 2 ZPO  entsprechen.d  berechtigt:,  an Ste(le  des  urspr'ünglichen  Beteiligten  daS
Verfahrän  Z!J übernehamen. Eine soR,he Erklffinjng  +'ia,t der grwerber  der Woh;nung"
aber  gerad'e  niöh,t abgägeben-

Die spfortig'e wei€erö Beschwetö'e iöt. teil:eise':  bejründet,  we!l daie E5ritscheidufi'ga'deS
L,andgerichts  auf.e'in@i  Verletzung  des-Re,ch7s.. bae:ruh€(§ 27'Äbs.  Ä Sat"  l FGG).
In vqrfährensreöfüIi<,he:r  Hinsicht  ist daä Lanögejichi.zu  F€echt  von eioe'r zuläösigÖri
Erst5esch'werde des Bpteiligte'n zu 1') aus0ä@'angens

Die'Sachenjs.cheidung  <j.e's Landgerichts,.hält  erner  reqh €Jich'ei'i Nachprüfung  nicht
stand.

Dasi Landgöricht' hat'anger)ommeö, daüs aiö' fö d'er Eigeritüfö<,rveräarrimlung  vofö
' 31.O8.2000.gefasö-ten' Eigentümerbes:chfüö4e  schoii  aüs fortnalen  Gindeii  a0feCh!-
bar seien,  weil  unter.aöm VersammJungqp?otokgll  die LJ'nterschri'ft eines  weirerön,
Wohriungseige'ntümers  fehl,e. Dies'er.(3qpictifsptjnkt  füht'ä ,€tigJeich zur.Zumckwei-
äuög dei  Zahlun.@äänträ:ge'.

[)iese Begründung ist'jföoch  *ederim  Hinbiic!<qüf.öie  ZurfükWöisung des  Anf.echy
tungsantrages.6nachfokjend zu i.) noch der 2:tjrückweisung d'ei Zahlungsantr-äge
(nachfolgend Z!  2.) rechtfich iragfähig..

1. Anfechtung  'TOP 2, 3', 4 ünd 5

Irp Hinblick  auf  die  Anfechtung  de,r untör  TOP.  2, 3, 4 und 5 gefajsten  Elesct"il.üsse
nimmtdäsLapdgör:cht  eiriöeinseitgenu'rdenWortlautderBe:Btimmungbeick'

sichtigeiide  AusiÖgung  von '§lOi der  Tei14ngserk1;nrüng  VOr, ohnö  eläbe'iaden S.inn 'un-d
den ffieitören  Jnha)Ü 'der Teilungserkläruig  zu berüÖksict"itigeÖ.
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Die  Auslegung  der  Teilungserklärung  unterliegt,  da sie  den inhalt  des im Grundbuc
eingetragenen  Sondereigentums  bestimmt  (§ I 0 Abs.  3 WEG), der uneingeschränk-
ten  Nachprüfung  durch  das  Rechtsbeschmerdegeri'cht.  Für die Auslegung  maßge-
bend  sind  dabei  allein  der Wortlaut  der  Vereinb'arung  und ihr Sinn, wie er sich aus
unbefangener  Sicht  als  öächstliegende  Be&utu-ng  der  Eintragurig  ergeben-  Um-
stände'außerhalb  der  Eintragung  dürfen  nur  her,fögezogen  werden;  Wenn sie i'iach
den  besonderen  Ve,rhält.niss,en des Eir'izelfalfs  für  je;dermann  ohne wqiteres  erkenn-
bar sind.(B(:;H  NUW fö98,  3713; 3714)  Nach  el lOi  dörTeilungserklärung'sind
grundsätz(ich  neben  der Unterschrift  des Vörsitzenden  drejenigen zweier.weiterer
Personen  ZLlr  Wirksamkeit'des  Beschlussös  une'riässlich.  Insöweit  teilt  dpr  Senat
vom Atipatz  her  die Auslegui'ig  des Landgerichts;a Die Klausel  regält nämJich zum ei-
neri iti .Öatz q, d3ss  überhaupt  ein Proiokoll  fü erstellen  iöt. Ohrie diese'  Ergän,zung
wäre riämiich  ein Vearstoß gegen die'gesetzjiche'Proiöko(Iierungspfl3föt.fnach g 24
Abs. 6 WEiG kein Anfechtungsgrund,  sonaerii hätte  nur  Einfluss  aufffen.Bewöiswert
(BGH  NJW j997,  2956;  OLG.München  NZM 2007,  772; OLG SchlösWig N!W=RR
2006,'1675;  KG ZMR  1993,.5'32,,53ß;  Palandt-Bassenge,  BGB, 67. Aufl.', § 24

untreünba?'verb-undene'n  Sätz  2 bestimmt  die-Klausö!  zum anderen,  däss die Nieder-
hrift a'ußer  Vom Versamrri(ungsfeiter  von zwe§ Miteigfötümern  (oder VerWaltungs- I

beiräte.ii)  zu.unferschrieben  ist. 'l)iq  Annah-mö,  :d.ie reiir.in6serxiürung öafü  nu? die
Protokollierung  daer Besöhlüsse.zu'r  Gültigkeitsv<:irauösetzun@  gernächt und niCht aLICh

a dere'n Fairm,.lieg't fÖr den u.nbef4ngenen Bett7acht6r  fern, weil die Form die Rifötigkeit
des Protokolls  gewäiir)leisten  Söll unddie,Recht'äfolge  eineq unrichtigoder  unv<:ill-
stäridig  untegeich=ten  ProtökoIlö  vernünffigerwäise  keine andere sein k,ann als die
derfet)iende.n  Pro €okollierung  (E3et-1 a.a.O.).'  Die,z'ur  Unterzeichnurig  be;ectitigten
Miteigentümer  müSsen  indes  bei der  Eigentümerversämmlung  anwesend.gewesen

sein.,Denn  die Per"sonen  bestätigen  durch  ihre Untprsc5rift  die inhaitIiche-RiCht!gke
der Niederschrift.  Eine  solche  Böstätigung  kaön-aber  nur' dann erfolgen,  Wenn diese
Persopen  se1bst in der  Wohnun@seigentümerversamm'lung  anwesend waren (OL(?
München  NZ:M 2007.  772; Bärmann  -  Merle,  a-a,O.,  E4 24 Rdnr  IIO:). AnderVer-
sammlung  vorn 3'1.Ö8.2000  nahm überhaupt  kein \/';ohnungseigentüföer persönlich
teil. Nicht  auä.dnücklich  geregelt  ist in der  Teilungserklärung  der  Fall, daSS'd!e  Ver-
sammlung  oh'ri'e  persönliche  Anwesenheit  der  Wohnungseigent0mer  durchgeführt
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wird.  Sinnvoll  kann  die  Klause)  nur  dahingehend  ergänzt  werden,  dass  im Falle der
Vertretung  alJer  Wohnungseigentümer  durch  Dritte  diese  zur  Unterschriff  befugt sind
urid  bei  Jediglich  einem  anwesenden  Vertreter  der  woh'nungse'igentümer  neben dem

-. Versämmlungsleiter  die  Unterschr:ift  dieser  Person  ausreicht  (Vgl. auch Bärmann -
f'&rie,  a.a.O., E3 24 Rdni "1 IO fQrdän Fall des Fehlens dep Versarr;rnlungsleite'rs). Die

. erige Auslegung,der  E€eschwerdekammer  Jiefe 'dara4f  hinaus,,daös mindestei'is mei
Miteigentümer'persöniich  'an  der  Ve'rsarnrnlung  tfülnehmen  müssten, um 'übeIföaupt
Beschlüsse  faes;e'n  zu körinen,  die  nicht  bereit's'aus  formellen  Gindön  anfechibar
sin6.  Diäs widärspricht  indQs  § füd der  TeiIungserk1ärungserkIärqtig.'  Danach istdie
Besch)ussfÄt3igkeit der" Eigerit"Qmqr9ers4mmfung von de'r Äi'izät't( der Mitä'igentufös-
anieilä'und  nicht der Mit<piger)tüme?  äp5ängig- Eii"ie Vörtreturig  'durch Dritte wird at-is-

a)"  AnfechtLing TOP :2 und 3 der EÜigeÖtümerversammlung vom 31.Öä.2CKj0
Die Entsföeidi.iög 6es L.andgeÖöhts zur'Ungü'iti@erkiärung öer unter TOP ?- ünd ':ß '
gefass;teö EijentümörbösöF'ilüäse  üför'die  -Jahiesat»rechnun'g  1999'und.die  Verwal-
terentlastujg  ermeisa sich nictit aü.s anderen  Gründen aJä -riqiitig.

- . Nicht ztitreffend  ist insöre'rn allerdings die Annahme'  des Amtsgerichts,  die An'7'ch-' tung.durchqen'BeteiJig'tenz'u12sffl.i'börettsdöshaibau:sgesöhlös'sen;weilerd!e'nach
,. § 23'Abs.  4 Satz 2 \Ä/EG'ä. F; einen 'Monat betrÖgeride-Anfe'chtÜngsfriöt  versäumt

',habe. Die'Anfeföfüngsfiiät d=§  2q'AbS. zfaSat.z'2 -wbö  ü-'Ü. begiQntföit  derii Tag ,
" :je:r B'eschlus:sfassung. Die Frist'bäreghöet'sicFi  na,c5 den)§0 186 ff ÜGB (E3ärmann -

' Merle: q.aa.;O.,'§ 23'Rdrir  1'93).aTög der Beschlussfsäsün;g  'mar unstreiti0 eler
a '3#.;08.2QÖÖ'un$ichtetwaderl'5.08.2000'.'Naci'i'§§'187Abs.1,'j'88.Abs.2BGB

 
endete daher  die Anfechtungsfrist  g'rundsätzlich 'am 30.09..2000.  Da aber,der

a 30.09.2000einSamstag'war,tratfflndieiSteIIe'deö30.09.2000der02.10.2000(§
' 193 E'GBj.aAn diesem jag  ging <JerAn'fpchtungsantrag  beim AritsgQr'icht Essen ein.

 [>er Beschiups  über  die  Jat"irqsabrechnurig  1999'und  die  Entlastung  des Verwälters '
-' . ist auöh formeIJ-'oidnur;7sgernäß zustande  ge'komm<än.:1n diese:m Zusamrrierföäng 

,kommt'e5 nicht-daraqf  aan, ob.die Einl'adung dem Betei)igten zu ') ) auch'rechtzeitig
zupegangen ist (4 -24 Abs. 4 Sätz 2'WEG  a.F.). ['urch  die Tei1ungserklärung  (§ 10c)



12

haben  die  Eigentümer  das  Erfordernis  des  Zugangs  der  Einladung  dahin  abgeände;t,

dass  für  die  Ordnungsmäßigkeit  der  Einladung  der  Nachweis  der  rechtzeitigen  Ab-
sendung  ausreichend  ist. Diese  Vereinbarung  ist  wirksam  (Vgl.  Staudinger  -  Bub,

.BGB,  § 24 Rdnr  4 7:a; Bärmann  -  Merle,  a.aO.,  § 24  Rdnr  32).  Eine  ordnungsge-

mäße  Absendung  der  Einladung  steht  nicht  im Streit.  Die  Verwalterstellung  der  Be-

tei'ligtqn  zu  6) steht  aufgrund  der  rechtskräftigen  Teilentscheidung  vom  27.03.200,3

fest.

. Von:diesem  Gesichtspurikt  wird'notwendig-auch  die Besch'lüasöfassungzu.TOP 3
ü5er di'e Entlastung des Vermalters erfa4st.. "  ' , . '

Eine  ungültigerkläfüng  des  Eigentümerbeschlusses  über  die.Jähresabrechnung  hat  '
, zur Folge, dass Ö4ch  der Eigentümerbeschluss  über  die  Entlasiung  d'er BÖteiligten zu

6) für üngültig zu erklärer'i  ist (vg!.  BayObLG2  1989.,  3'10,314f.:;  1993,  185,  19);  ZMR
2002,  684,  Palandt'-'Bassenge,.  BGEj, 67.  Aufl.,  § 26 Rdnr  20;  Bäimänn  -  Merlei  '

a:a.O.,  § 28 Rdnr  120).  'Denn  die, Entfastung  dÖs Verwqtters.Wirffl  wie  eip  negatiVes  -

Schuldanerkenntnis  6er  Wohnungseigentümer  geqenüber  däm  Verwalter,  das  im

Umfang  der  Entlastung  jegli.che  Schadensersatzansprüche  und  konkurrierende  An-  ,



sprüehe  wegen  solcher  Vorqänge  ausschließt,  die  bei  der  Besct"ilussfassung  den
Wohnungseigentqmern  bekannt  oderafür sie  bei  Anwendung  zumutbarer  Sorgfalt e'r-
kennbarwaren  (B-ayObLG  NZM  2001,  537).  Wenn  dfö WÖhnungseigentümern  im
Zusammenhanj  mit  den  erhobenen  Beanstandungen  noch  'Ans'prüc5e  gegen dqn
verwaiterzustehen  können,  diü  dür,ch  einen  EntIastungsbeöch)uss  verloren g.ingeri,
dann  entspricht.diä  fötlastung  nicht.dem  G<>bot  ordnungstmäßigfü  Verwa)tung (vgL.,
BayObLG  ZMR  2002,  684).

b) Anfechtung TOP 4 (Wirtsqhäftsplan  2000/01 )
Derr3gegenübQr  ist dqr'unter  TQP 4 geifasste; Beschluss zum Wirtschaftsp1än'2000/ÖI
n'icht  für  ungültig  2u erkläre'n. - ' ,

An dem-formejl ordr,u5gÖgemäßeri ZustandÖNommen des E3aescti0u'sses bestehe7"t '' keine  Bädenken.  Au'ch' in.der'Sache  wördön  meder Gnünde  vorgetraageri nöch sind
diese  ersichtlich, die. ein'e Urigüßigörklärung  des Besch)usses,-rechtfertigten.

Jm Ünterschied zur,JaHresabrecfü)ung  i:.g5g. konnte der'Seria# äucÖ i'n der qathg
'er3tscfieidffln, da weif.ereErtnitt(üngen  (§ 1'2, FG.G) nicht erforderliöh  waren. Der'Wirf-
s<fhaftsplan  200.O/0'1'i'st-bereits mit ScFirift'satz vom 'i6.01.200't  als An1age A4 zur

.Akte gere.icht vi7ordör5  SO 0ass VOö dem BetQiiigten Z!I j) erwart*t.werden  akonnte,
a. etwaige  inhaltJiphe Einyyendüngen voarzutrageri. ' ,'

c) Anfechtung TOF6 5-Sonderum1ag'e) '
Der  unter  TOP 5 in aer'Eigeniüme'rversämmlung vom 31'.08.2(000 gefasste Be- '
s<,tiiuss'qber  eifüa 'sonaerumiage  veri 'soö.oü'o-orx öntspricht  nicht ordnungBgqmäßer.

.Verwaltung und iffit daher. im Erget-nis  zu Rq<,Rt:vorr) Läpdgericht  für ungül!i'g erklärt
viorden.

ges.5'tiätzten Finanzbedarf  auszurichten.. Es 
Kosten  notwe'ndig.  Dabqi  ist  eine  großzü-

 D'ie Höhe  der  Sonderumla'ge  t*at  sich  arri

iBt afso eine Prognose der erforderlichen

gige Handhabung  zu(äs::sig, Wezn  jedoch  di.e' ben;ötigten Gölder  erhebiich  zu niedrig
oder eföebtich  Zu hoch anges-etzt vuerden,' sit3d die:Gfünd.sfüe  ordnun6smäßiger:
Verwaitung  vär!etzt (BayObLG NJW -  RF32004, 1378, 1380; WE 1999, 147: NaW-
RR  1991, 1360 f.; KG NJW -  RR' 1995, 357;  Palandt -  Basäenge, a.a.O., Eä 28 WEG
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Der  Betqiiigten  zu 5) steht  demgegenüber  auf  der  Grundlage  des  ünter  TOP  4 be-

schlossenen  Wirtschaftspfans  2000/fü  i.V.m  § I 6 Abs.  2 WEG  ein  Zahlungsan-

spruch  in Höhe  des  Betrages  von  200,  43 € unter  Berücksichtigung  der  geleisteten

Zah(ungen  zu,  zumal  der  Senat  durch  seine  heutige  Entscheidung  (siehe  oben  1 b)

den entsprechenden BeschIussanfechtungsaniiap  des Beteiligten zii 1) abschlie-
ßend  z:urückgewieäen  hat. '

Die auf  den Gesamtbetrag  von 948,  '92 € geltend  gemachten  Zinsen  in Höhe von 5
Prozentpunkten  über  dem Basiszinssatz  ab dem  01.02.2Q01  steheö  der  Beteiligten

zu 5) n,iach §§'29'I  Satz2,  288 Abs.  I Sat.2  BGB  e-ntsprechend  zu. '

De,mgegenqber kann die Beteili@te zu 5) keine äußer7ericht1ichön Koöten in'Höhe
.von 100 DM (=  5'1, 13 €) fürdie  Mahnschreibpn  vofö,  j4.09.20(jO,(jnd  23.10.2000

nach §'§ 280 Abs. 2, 286 Abs. 1-'BGB @eltend rnächen, weii'eö sicti inföfe'rn um die
brstma5n'uriggeHanaeyt hat..Die Kosten für die Erstrnähnung  begrü5'iden  aber  erst
den Verzug und sina damit,'n.iöht ünter  Verzugsgesicht:punkten  zu erStatten.,

[2iö Feptse5ung  des  Geschäftswertes  beruh4  auf  § 48  Abs.  3 Satz  4 ijrid  2 WEG  a.F-.

Dabei  hat  der  Senat  den-Geschäftswert  hinsichtlich  derAnfechtungsa,ntrpge  des

BetÖi(igten zu 1 ), aCif insgesamt  6').5(j0  €  festgesptit.

Dre Festsötzung beruht äuf folgföaen  lJbeiteg'urigerr'-

Grundl,age, derWerffestsetzun@-für daö Wohnung-seigerituföSverfqhröö  ist §.48 Abs. 3
Satz 1 \/VEG a.F... Danacti  sätzt  der  Richter  den ßeschäftgwert  naeh dem'lriterässe

dör t%te!ligten an, d'er Eötsctiei4un@ von Amis wegen  feö-t. Die Geschäftsyäaestset-
ztjng.  im Wohnun'gseigentufösveföahren  ha't also öicht  a1!ejn nach dem von dem An-
tragstelf<sr  verfofgten  persönlichen  wirtsch'afflicheri,  Intereääe  zu  etfolgen.

r-ür einen  Anfechtungsäntrag,  der  sich gegfö  ditg Genehmigung  der  Jqhresabrech-

nüng  bzw.  des Wiitschäftsplans  (§ 2ä Abs.  5 WpG)richtef;  hat sich deshälb'eföe

Bewertungsmeihode  durchgesetzt,  die, wenn  - wie hier  - diä Besch!uäsfassung  iris-
gesamt  und njcht  lediglich  hinsichtJich  einzelner  Rechnungsposten  ange'fochten  'wird,-

.den Geschäflswen in einöm angemessänen  Bruchteil deiienigen Laste:n und KostÖn



ausdrückt, die Gegenstand der  Jahresabrechnung  bzw. 6es Wirtschaf €splans sind
(Sena,t in NZM 20CE, 549; B,iyObLGZ  1979,  31-2, 3M;  WE  1992,  175., 176:  Bärmann/

Pick/  Mer!e, WEG, 9. Aufl.,  § 48 Rz. 22)..  Bei  der  Bemessung  dieses  Bruchteils  ist zu

berüöksichtigen,  dass  auch bei durchgreifender;  Beansfandungen  stets erheb1iChe

Auögaben  der Eigentümergemeinschaft  bestehen  t»leiben,  so dass  die  Beans(an-

dungen allenfalfs zu einer  Vmminderunj  der  Lasten und Kosten,  nicht  aber  zu deren

völJigem \/Vegfält fQhren köninen. 7:ut BestimrÖung  diöses  Bruchteits-ist  nach der

Rechtsprechung des Sönatä'bei-einerAnfechtunj  de's gösam.ten  Genet;mjgungsbe-

schf.usses  im Ffügölfail  ein We,rt vori 25% des Ges'arritreöhnungsvoIumenS  anzuneh-  -

men  (Senat  BeschJuss  öpm'05:07.2007  l 15 W 447106 -; Senat  in NZM 2001,'549).'-

Bei derÄnfechtung  eines  Bes-öhfu8ses  einer  SpQderuffi)age'  gilt diöser  G.rundsätz

-ni'c.ht, vüei!7nicht srets erhe'51iffitiö E:ö)astur'igen  '6fütföörrt,1eiöen-  Viefmeh'r-'iät  dür

ümf'ang.der, besJchlossenen Um1a6e mäßgöblich'iqt,  mithin  500.@00 i)M = 255.'645

A1ier4ir3gq'.sind dänn, 3oweit  dey sö füs.timmtö  'Wert öazu"Aril'ass.gibt,'in'a!nem  ZWe!-

. Hiei  er@itjt sich ein E.in,:efwert'yon  jqwäifs,ca.  :12.000 € fürdjä  Aföfeqhtuög  des Wirt-

ächaftspfar'rs'sowie  de'r JahresäbrechnLing  'i99'9. und -255:6ffl5,"94 € lür  dje Anfech-

tung  der  Sonderumfagö,  insgesä'm,t  afso' rund 280.030 =..' Dies  führf  zu dem Erpebf

nis, dass  alleine  o%ie asich aus dem VVert ergebende  Kostenl»elastijng  zu dem-indivi-

duöl)e fö"teressä 6er Bet,ei)ig'te,.'zu ')) in keii";@m ,angerneö-senen  Verhältn!s  fö.öhr,steht,
,so 'dass pach § 48 Abs;3.  S.2 %'EG:öföe'  Reduzier'ung  des'We'rtäs  zu ertök;)ei'i ha,t.

Mangels  änderer-könkreter  (Jmstänöe  aes Einz'elfaiis  hä)t ae'r Senat  däs 5 a- fache

des konkrÖ[en Eigeriintöresses f'ür fögerriessefö (Vgi. 'aucÖ'Seri'at;  ZWE  20!00, 482-, '
484 -f; siehe ftjr<Jas für' Neuverfqhfön äb,Q1Ö7-2007  ge1tenQö:8echt.nunrnehr afüh §."
49a Ab,s. 2 GKG n.F.).

Dies füt;rt  zu folgenderi  Einzö'lwÖrten:

Anfechtung  TOP 2 (Jahresabrechnung  I p99)  ijnd Anfecht'upg  TOP  4 (Wiitschaps-
pl:,n 2000/Ot  ):

jewöilS  5.500  "€ = 5 I.OOO  €i
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Anfechtung  TOP 5 (Sonderumlage):

gerundet:  50.000  €

Den GeächäftsWeyt tiinsichtlich der7Xnfechtung  der unter  TOP 3 besct'ilossenen  Ent-

lasiurig  des Vermaltörs hat der  Senat  entsprechend  eines  jfüchätzten  Schadenser-

satzanspruchs  gegen,den  ehemafigen  Verwalter  auf  500  €  fe,stg'esetzt-

Für <ien.auf Zählung ge'richteten Gegenantrag hat der S9na,4 den Ziahlungsbetiag von
runa 10-600  € 'a(s Gesct'iäffswört'anag'enoffimen.

I.n der Sumrrie' a0r Anträge örgibt  sich'6er  festgesetztö  Wert  von 72.1'00 €.

Budde  -,Engelhärdt '.Hackert


